Rechtsanwältin und Notarin Frauke Poppek, Markt 15, 24211 Preetz

                          Fachanwältin für Erbrecht
                   Informationen zum Erbrecht / Vorsorge
                     Kosten der gesetzlichen Betreuung

Mit der Einleitung eines Betreuungsverfahrens und der späteren Entscheidung des Betreuungsgerichts sind in der Regel Kosten für den Betroffenen verbunden. Die Kosten ergeben sich aus den Betreuungskosten und den Kosten des gerichtlichen Verfahrens.

I. Betreuungskosten
Bei den Kosten für eine rechtliche Betreuung nach §§ 1896 ff BGB ist entscheidend, ob die Betreuung von einem ehrenamtlichen Betreuer oder einem Berufsbetreuer übernommen wird.

ehrenamtliche Betreuer 

Ein ehrenamtlicher Betreuer kann für die im Zusammenhang nit einer Betreuung anfallenden Auslagen ( Fahrkosten, Porto, Telefon, Kopien etc. ) Aufwendungsersatz verlangen oder die pauschale Aufwandsentschädigung von 323,00 € jährlich erhalten. 

Diesen Anspruch haben auch Familienangehörige, die zum ehrenamtlichen Betreuer bestellt wurden.

Berufsbetreuer / Vereinsbetreuer
Bei Berufsbetreuern/ Vereinsbetreuern richten sich die Kosten nach vier Kriterien:

-  ist der Betreute vermögend oder mittellos,

-  lebt der Betreute in einer Einrichtung oder nicht,

-  Dauer der Betreuung,

-  Beruf des Betreuers ( vgl. Tabellen 1 - 3 ).

Dieses pauschale Finanzierungssystem bedeutet, dass der Betreuer nicht den im Einzelfall tatsächlich erforderlichen Zeitaufwand in Rechnung stellen kann, sondern nur die Pauschale für die jeweiligen Stunden in Abhängigkeit von der Dauer der Betreuung. Mit der Pauschale sind zudem auch anfallende Auslagen wie Fahrtkosten, Büromaterial, Telefon etc. bereits abgegolten. Diese können nicht zusätzlich in Rechnung gestellt werden. 

Aufgrund dieser finanziellen Situation sind selbständig tätige Berufsbetreuer gezwungen, eine Vielzahl von Betreuungen zu übernehmen. Für psychisch kranke Menschen mit komplexen Problemen und häufigen Kristen kann deshalb eine Betreuung oft nicht nach dem Grundsatz der persönlichen Betreuung durchgeführt werden.

Tabelle 1:    Zahl der vergüteten Stunden für Berufs- und Vereinsbetreuer bei


                     mittellosen Betreuten

	Dauer der Betreuung in

Monaten
	Betreute/r
lebt in einer Einrichtung
	Betreute/r
lebt nicht in einer Einrichtung

	1. bis 3. 
	4,5 Stunden im Monat
	7 Stunden im Monat

	4. bis 6. 
	3,5 Stunden im Monat
	5,5 Stunden im Monat

	7. bis 12. 
	3 Stunden im Monat 
	5 Stunden im Monat

	mehr als 12
	2 Stunden im Monat 
	3,5 Stunden im Monat


Tabelle 2: 
Zahl der vergüteten Stunden für Berufs- und Vereinsbetreuer bei
 
vermögenden Betreuten

	Dauer der Betreuung in

Monaten
	Betreute/r
lebt in einer Einrichtung
	Betreute/r
lebt nicht in einer Einrichtung

	1. bis 3. 
	5,5 Stunden im Monat
	8,5 Stunden im Monat

	4. bis 6. 
	4,5 Stunden im Monat
	7 Stunden im Monat

	7. bis 12. 
	4 Stunden im Monat 
	6 Stunden im Monat

	mehr als 12
	2,5 Stunden im Monat 
	4,5 Stunden im Monat


Tabelle 3: 
Vergütung für Berufs- und Vereinsbetreuer, Stundensätze:

	ohne besondere Ausbildung 
	27,00 €

	bei Ausbildung
	33,50 €

	bei Hochschulabschluss
	44,00 €


Wer trägt die Betreuungskosten ?

Der Betroffene ( Betreute ) hat die Kosten der Betreuung grundsätzlich aus seinem Ein-kommen und Vermögen selbst zu tragen. 

Hat der Betreute keine Vermögenswerte oder liegen sie unterhalb der Freibeträge, so werden die Kosten aus der Staatskasse erstattet ( sog. Mittellosigkeit ). Wenn die Staatskasse die Kosten der Betreuung wegen Mittellosigkeit übernommen hat, kann sie diese noch bis zu 10 Jahren von dem Betroffenen zurückfordern ( wenn er z. B. später durch eine Erbschaft zu Vermögen gekommen ist ).

Freibetrag für Vermögen und Einkommen des Betreuten

Der Vermögensfreibetrag liegt bei den Betreuungskosten in der Regel bei 2.600,00 €. Ein "angemessenes Hausgrundstück", das vom Betreuten und/oder bestimmten Angehörigen bewohnt wird, wird dabei nicht mitgerechnet. 

Das Einkommen wird ebenfalls überprüft und unter Umständen berücksichtigt. Der Einkommensfreibetrag beträgt ab 01.07.2009  718,00 € zuzüglich Kosten der Unterkunft und ggf. einem Familienzuschlag.

Müssen Angehörige oder Erben die Kosten der Betreuung bezahlen?

Familienangehörige werden zunächst für eine bestehende Betreuung nicht zur Deckung der Kosten herangezogen. 

Als unterhaltspflichtige Angehörige sind sie im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht und ihrer Leistungsfähigkeit dem Betreuten jedoch grundsätzlich zum Unterhalt verpflichtet. Das Betreuungsgericht kann unter Umständen die unterhaltspflichtigen Angehörigen zur Zahlung von Unterhalt auffordern bzw. Unterhaltszahlungen gerichtlich durchsetzen und die Ange-hörigen im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht an den Kosten der Betreuung beteiligen.

Bei Tod des Betreuten müssen die Kosten der Betreuung aus dem Erbe beglichen werden. Die Erben haften jedoch nur dann, wenn sie die Erbschaft nicht ausgeschlagen haben und nur mit dem Wert des im Zeitpunkt des Todes vorhandenen Nachlasses . Sie haben aus dem Nachlass einen Freibetrag von z. Zt. 3 x 718,00 € = 2.154,00 €. 

Auf eigenes Einkommen und Vermögen der Erben darf nicht zurückgegriffen werden.

II. Kosten des gerichtlichen Betreuungsverfahrens / Gerichtskosten
Gerichtliche Gebühren

Für das Tätigwerden des Betreuungsgerichts in Betreuungsverfahren kann das Gericht jährliche Gebühren erheben. 

Bei Betreuungen wird für jedes angefangene Kalenderjahr vom Betroffenen eine Gebühr von 
5,00 € pro angefangene 5.000,00 € Vermögen erhoben. Die Gebühren werden erstmals bei Anordnung der Betreuung ( also mit Erlass des Beschlusses ) und später jeweils zu Beginn des Kalenderjahres fällig.

Was sind gerichtliche Auslagen?
Zu den gerichtlichen Auslagen zählen in erster Linie die Kosten für den Sachverständigen 

( z.B. medizinischer Sachverständiger zur Feststellung der Betreuungsbedürftigkeit ), Postgebühren für Zustellungen, Kopierkosten, Reisekosten für Richter und Rechtspfleger, Kosten des Verfahrenspflegers usw.

Was sind außergerichtliche Auslagen?

Hierzu zählen z. B. die Anwaltskosten des Betroffenen, seine Fahrtkosten zum Gutachter oder zum Gericht, ggf. sein Verdienstausfall während dieser Zeit.

Freibetrag des Betroffenen
Gerichtskosten ( also Gebühren und gerichtliche Auslagen ) werden überhaupt erst dann erhoben, wenn das Vermögen des Betroffenen nach Abzug der Verbindlichkeiten/Schulden mehr als 25.000,00 € beträgt. Ein "angemessenes Hausgrundstück", das vom Betreuten und/oder bestimmten Angehörigen bewohnt wird, wird dabei nicht mitgerechnet. Die Höhe des Einkommens spielt keine Rolle. Für die Kosten des Verfahrenspflegers gilt jedoch nur der Freibetrag von 2.600,00 €.

Wer trägt die Kosten?
Wird eine Betreuung angeordnet, hat der Betroffene/ Betreute die Gerichtskosten ( Gebühr-en und festgesetzte Auslagen ) zu tragen, sofern sein Vermögen über der o. a. Freigrenze liegt. Ehepartner, Kinder und sonstige Angehörige müssen keinesfalls diese Kosten übernehmen; ihr Einkommen und Vermögen wird auch nicht bei der Berechnung der Freigrenze berücksichtigt. 
